
Das Ende der illegalen Privat-Hotels?
Airbnb muss Gastgeber-Daten in München offenlegen - Berufung noch möglich

Von Florian Reil

München. ,,Schöne, helle, voll-
möblierte Ei¡2imms¡areþ¡ung'r
undi¡ nur fünf Minuten soll man zu
Fuß im Englischen Ga¡ten sein, So
wirbt eine Münchnerin für ihre pri-
vate Unterku¡ft au-f der Online-
Vermittlungsplattform Ai¡bnb und
verlangt in der Adventszeit fast 80
Euro pro Nacht. Bisher weiß die
Stadt München nicht, rrie oft sie
(und zahlrciche andere Münchner)
iùre private Wohnung als Feriendo-
mizil vernietet.

Mit einem Urteil des Verwal-
¡r,ngsgerichts München kan¡ sich'
das jetzt ändern: Ai¡bnb mr¡ss den
Behörden Auskunft über seine
Gastgeber geben, sobald das Urteil
rechtskrältig ist oder das Untemeh-
men keine Berufung eialegt. Wie ein
Gerichtssprecher ¡m Donnerstag
mitteilte, baben die Richter am Vor-
tag eine Klage vou Airbnb gegen
eine entsprechende Verordnung der
Stadt abgewiesen. Das Urteil be-
zieht sich ausschließlich auf die
Landeshauptstadt.
. Die Stadtverwaltung kann somit
die Daten aller privaten UnterkÍinî-
te bei dem US-¡merikanischen Un-
ternehmen antordern. die lä¡ser als
acht wochen im zeitrâuni'ì5ñ"Jahù-
ar 201? bis einschließlich Juli 2018
als Ferienwohnung angeboten wor-
den sind. Dabei geht es um Namen
und Adressen der jeweiligen Gast-
geber. Denn wer seine private Woh-
nung mehr als acht Ifi/ochen im Jahr
als Ferienwohnung vermietet, be-
geht eine' Ordnungswidrigkeit und
karur in schweren Fällen mit bis zu
500000 Eum Bußgeld zur Kasse ge-
beten werden. Dabei geht es um
Zweckentfremdung, weil der im
Stadtgebiet lcrappe Wohnrar¡m ge-
werblich genutzt wird.

Kein irisches Recht

Die Europazentrale des Woh-
nungsvermittlers im irischen Dub-
lin.hatte aul ei¡ Sch¡eiben des
MilLnchner Sozial¡ef erats nicht rea-
giert und ist vor Gericht gezogen.

Die i¡ischen Behörden seien recht-
lich zuständig und nicht die Münch-
ner Stadtverwalhrng, erklärten die
Anwältedes Konzerns i¡ der mifurd-
lichen Verhandlung âm Mittwoch.
Die Vorsitzende Richterin entgeg-
nete: ,,So11 die Stadt MijLnchen nach
i¡ischem Recht vorgehm?"

Das Gericht entschied dem Spre-
cher zulolge, dass weder die Repu-
blik hland für die lfberwachung
des Zweckentfremdungsrechts in
Münchm zuständig sei, noch dass
irisches Recht gelte. Das Auskunfts-
verlangen des Sozialreferats sei
nach EU-Recht zulässig. Kommt
das Unternehmen der Aufforderung
nicht nach, droht ei¡ Zwangsgeld
von 300000 Euro.

Airbnb bedauerte die Entschei-
dung der Richter, da der Schutz der
Nutzerdaten höchste Priorität habe.
,,Wir werden weitere Schritte sorg-
fältig prüLfen, sobaid uns die schrift-
liche Begründung des Gerichts vor-
üegt", teilte eine

sich dafü¡ ei¡setzen, dass Münchner
auch weiterhin ilre Wohnungen an
Urlauber vermieten könnten.

OB Reiter begrQßt Urte¡l

Mrinchens OberbtiLrgermeister
Dieter Reiter (SPD) erklärte, das
Urteil ,,zeigt, dass sich Airbnb nicht
aus derVerantwortung ziehen kann.
.[Mir 

brauchen jede bezahlbare lüoh-
nung für die MüL¡rchneri.nnen und
MüL¡rcb¡er. Da¡um tun wir alles, um
Zweckentiremdung zu verhindern. "
In Nürnberg forderte die SPD-
Stadtratsfoaktion eine Satzung ge-
gen Zweckentfremdung.

Auch der Deutsche Mieterbund
begrüßte das Urteil aus München.
,,Wenn die schwa¡zen Scha{e, die
ihre Wobnung nu¡ für Feriengáste
weitervermieten, gefunden werden,
kan¡ dieser drilgend benötigte
lVohnraum wieder dem normalen
Mietwohnungsmarkt zugeführt
werden und trägt zur Entlastung
des Wohnungsmarlrts bei", erklä¡te
die Geschâftsfü.b¡erin des bayeri-

schen Landesverbands, Monik¿
Schmid-Balzert.

In den Millionenstádten Berlin
und Hamburg will die Verwaltung
bereits mit einer Registrierungs-
pflicht gegen Zweckentfremdung
vorgehen. So sollen dort m¡r noch
registrierte Nutzer ihre Wohnungen
auf Airbnb anbieten dtiLrfen.

Seit Jah¡en ärgert sich das
MÍi¡chner Sozial¡eferat über die
Zweckentfremdung, weil so d¡in-
gend notwendiger Wobnraum in der
Millionenstadt fehle. 20 1? sind nach
Angaben der Behörde 298 bis dahin
zweckenffremdete lVohnungen wie-
der dem freien Wohnungsmarkt zur
Verfüguag gestellt worden - sie si¡d
also wieder von dauerhaften Mie-
tern bewohnt.

lm Juli 2017 hatte der Landtag
das neue bayerische Zweckentfrem-
dungsgesetz bescblossen. Daraul-
hin passte München als einzige
Stadt im trþistaat seine Satzung an,
erhöhte die Bußgelder und forderte
Ai¡bnb auf, Daten zu den Gastge-
bern preiszugeben.

Der Online-Unterkunftsvermittþr Airbnb muss der Stadt München die Namen und Adressen von Anbietem mutmaßlich
illegal genutzter Ferienwohnungen preisgeben. Foro: dpa
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sprecherin mit. Airbnb wolle mit
der Stadt zusammenarbeiten und


